
Entschließung der 28. Konferenz der
Informationsfreiheitsbeauftragten in Deutschland
am 17. Juni 2014 in Hamburg

Informationsfreiheit nicht Privaten überlassen!

Öffentliche Stellen vertreten vielfach die Auffassung, staatliche Transparenz könne durch die Bereitstellung
amtlicher Informationen auf von Privaten nach deren Regularien betriebenen Plattformen wie Facebook,
Twitter etc. hergestellt werden. Auch wenn derartige Internetdiensteanbieter einen großen Nutzerkreis
erreichen, stehen kommerzielle Interessen der Betreiber vielfach einem bedingungslosen und freien
Informationszugang entgegen.

Öffentlichkeit ist gekennzeichnet durch voraussetzungslose, für ausnahmslos alle Menschen bestehende
Zugangsmöglichkeiten. Sie kann deshalb nicht durch die Bereitstellung von Inhalten auf Internetseiten und 
diensten hergestellt werden, die zum Beispiel ausschließlich durch allgemeine Geschäftsbedingungen
Privater geregelt sind, nur Mitgliedern offen stehen oder keinen unbeobachteten Zugang gewähren.
Staatliche Transparenz darf nicht durch die Offenbarung personenbezogener Daten erkauft werden.

Nur die Veröffentlichung auf von öffentlichen Stellen steuerbaren und der Allgemeinheit kostenfrei und
anonym zugänglichen Kanälen genügt den Anforderungen der Herstellung staatlicher Transparenz. Die
Konferenz der Informationsfreiheitsbeauftragten fordert, die Veröffentlichung amtlicher Informationen auf
ausschließlich von den öffentlichen Stellen selbst gesteuerten Veröffentlichungsmedien vorzunehmen. Eine
Steuerung und Kontrolle in diesem Sinne kann beispielsweise auch durch Einzelverträge mit Privaten
geschehen. Der im Hamburger Transparenzgesetz formulierte Grundsatz, wonach der Zugang zum
Informationsregister kostenlos und anonym ist, sollte in alle Informationsfreiheits und Transparenzgesetze
aufgenommen werden. 


